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Einleitung

Zur Informationsgewinnung in abgeschotteten Deliktsbereichen, die sich
durch ein besonders hohes Mal} an Konspirativitdt auszeichnen, bieten sich
grundsitzlich zwei verschiedene Vorgehensweisen an.! Zum einen kann der
Staat seine Ermittlungen im Geheimen fiihren und versuchen, z.B. durch
elektronische UberwachungsmaBnahmen oder den Einsatz verdeckter Ermitt-
ler von auBlen in das kriminelle Milieu einzudringen. Zum anderen kann ver-
sucht werden, auf Informationsquellen zuzugreifen, die selbst dem kriminel-
len Milieu entstammen. Ein Ansatz der internen Informationsbeschaffung
besteht darin, Personen, die selbst an Straftaten beteiligt sind, Kompromisse
hinsichtlich ihrer Bestrafung anzubieten, um sie auf diese Weise zur Mithilfe
bei der Aufklarung oder Verhinderung von anderen Straftaten zu bewegen.
Uber die Legitimitit eines derartigen Vorgehens wird nicht nur in der jiinge-
ren kriminalpolitischen Diskussion, sondern bereits seit mehreren Jahrhun-
derten gestritten. Cesare Beccaria, der bedeutende italienische Rechtsphilo-
soph und Strafrechtsreformer sowie Begriinder der klassischen Schule der
Kriminologie, duflerte schon im Jahr 1764 Bedenken beziiglich der Praxis
einiger Gerichte, dem Mittdter eines schweren Verbrechens fiir die Belastung
seiner Komplizen Straflosigkeit zu versprechen.?2 Dazu flihrte er aus: ,,Ein
solches Auskunftsmittel hat seine Nachteile und Vorteile. Die Nachteile be-
stehen darin, dass die Nation den Verrat gutheiflt, der verabscheuenswert
noch unter den Verbrechern ist; denn die Verbrechen, die Mut erfordern, sind
fiir eine Nation weniger verhdngnisvoll als die aus Niedertracht begangenen,
weil der Mut nicht hdufig verkommt und ihm nur eine wohltdtige und lenken-
de Kraft fehlt, die ihn mit dem 6ffentlichen Wohl in Ubereinstimmung briich-
te, weil zudem die Niedertracht verbreiteter und ansteckender ist und immer
mehr in sich selbst verstrickt. Dariiber hinaus verrdt das Gericht die eigene
Unsicherheit und die Schwiche des Gesetzes, das die Hilfe dessen sucht, der
es verletzt.“3 Auf der anderen Seite sah Beccaria jedoch die Vorziige einer
gesetzlichen Regulierung der Problematik gegeniiber einer Praxis vereinzel-
ter Absprachen: ,,Mir will scheinen, dal ein allgemeines Gesetz, das jedem

1 Vgl. Jefiberger: Kooperation und Strafzumessung, S. 19f.

2 Beccaria: Dei delitti e delle pene, S. 114f. (,,Un tale spediente ...); zitiert nach
der Ubersetzung von Alff, S. 141; Middendorff ZStW 85 (1973), 1102, 1121; Bocker:
Der Kronzeuge, S. 12.

3 Beccaria: Dei delitti e delle pene, S. 114f. (,,Un tale spediente ...); zitiert nach
der Ubersetzung von Alff, S. 141.
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Mittéter, der ein Verbrechen aufdeckt, Straflosigkeit verspriache, einer beson-
deren Erkldarung in einem einzelnen Falle vorzuziehen sei, weil so durch die
gegenseitige Furcht, die ein jeder Mittéter hitte, nur sich selbst der Gefahr
auszusetzen, den Zusammenschliissen vorgebeugt wiirde; das Gericht wiirde
nicht die Verbrecher iibermiitig machen, die sich in einem besonderen Falle
um ihre Mithilfe gebeten séhen. Ein solches Gesetz sollte jedoch die Straflo-
sigkeit mit der Verbannung des Angebers verbinden. 4

A. Gegenstand der Arbeit

Am 1.9.2009 trat das 43. Gesetz zur Anderung des Strafgesetzbuches in
Kraft. Kern des Anderungsgesetzes ist der neugeschaffene § 46b StGB, mit
dem erstmals eine umfassende Regelung der Hilfe zur Aufklarung oder
Verhinderung von Straftaten fiir sédmtliche Straftiter der mittleren und
schweren Kriminalitdt in das Strafz7umessungsrecht integriert wurde. Diese
Vorschrift ist Thema der vorliegenden Arbeit. Auch wenn § 46b StGB nach
Aussage der Bundesregierung ganz bewusst nicht als zeitlich befristete ,,Er-
probungsvorschrift ausgestaltet wurde,> handelt es sich bei seiner Einfiih-
rung um ein bislang einzigartiges Experiment. Zu Recht wurde die Norm
daher auch als ,, Testballon mit noch unbekannter Flugrichtung* bezeichnet,
den man im Auge behalten miisse, ,,um im Absturzfall schnell reagieren zu
konnen®.6 So war § 46b StGB bereits wihrend des Gesetzgebungsverfahrens
auBerordentlich umstritten. Im Schrifttum wurde unter anderem Kritisiert,
das Vorgehen nach § 46b StGB kollidiere mit dem im deutschen Strafver-
fahren geltenden Legalitdtsprinzip und weiche es in nicht mehr akzeptabler
Weise auf.” Andere beméngelten, die Vorschrift bedeute eine Abwendung
vom Prinzip der schuldangemessenen Strafe.® Dariiber hinaus stofle sie auf
Bedenken beziiglich des in Art. 3 Abs. 1 GG verbiirgten Gleichheitssatzes.?
Weitere Kritikpunkte betrafen den Bestimmtheitsgrundsatz,!0 das Nemo-
tenetur-Prinzip,!! die mit der Auslobung einer Gratifikation verbundene
Gefahr von Falschbelastungen,!? aulerdem die Verlagerung des Verfahrens-

4 Beccaria: Dei delitti ¢ delle pene, S. 115 (,,Sembrerebbemi che una legge gene-
rale ...); zitiert nach der Ubersetzung von Alff, S. 142.

5 BT-Drucks. 16/6268, S. 20.

6 Dann NJW-Editorial 34/2009, II1.
7 Mushoff KritV 2007, 366, 374f.

8 Saldit StV 2009, 375, 376.

9 Sahan/Berndt BB 2010, 647, 648.
10 Salditt StV 2009, 375, 376.

11 Salditt StV 2009, 375, 377.

12 Frank/Titz ZRP 2009, 137, 139.
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schwerpunktes in das polizeiliche Ermittlungsverfahren.!3 Widerstand gegen
die geplante Einflihrung regte sich jedoch nicht nur von Seiten der Literatur.
Auch die Berufsverbdnde traten dem nach ihrer Ansicht ,fragwiirdigen
Handel mit dem Verbrechen“!4 mit {iberraschender Geschlossenheit entge-
gen: Der Deutsche Richterbund, der Deutsche Anwaltverein, die Bundes-
rechtsanwaltskammer sowie die Strafverteidigervereinigungen sprachen sich
in einer gemeinsamen Erklirung gegen die geplante Anderung aus. Zu
diesem Vorgehen sah man sich angesichts der Gefahren veranlasst, welche
die Vorschrift fiir das rechtsstaatliche Strafverfahren mit sich bringe.!3

Ziel einer Untersuchung des § 46b StGB muss daher sein, zunéchst die
Voraussetzungen, Rechtsfolgen und Systematik des § 46b StGB eingehend
zu beleuchten, um die Vorschrift anschlieBend auf ihre Vereinbarkeit mit
strafprozessualen und verfassungsrechtlichen Prinzipien iiberpriifen zu kon-
nen. Dariiber hinaus soll die Arbeit einen Einblick in die Rechtspraxis des
§ 46b StGB gewiéhren und insbesondere kldren, ob aus der Sicht von Prak-
tikern iiberhaupt ein Bediirfnis fiir, bzw. Bedenken gegen eine allgemeine
Kronzeugenregelung bestehen.

B. Gang der Untersuchung

Im 1. Teil werden deshalb zunéchst die historischen und europarecht-
lichen Grundlagen dargelegt sowie Sinn und Zweck der Norm anhand der
Gesetzesbegriindung kurz erldutert. AnschlieBend werden im 2. Teil aus-
fiihrlich die Voraussetzungen und Rechtsfolgen des § 46b StGB untersucht.
Dartiber hinaus wird im 3. Teil das systematische Verhéltnis der allgemeinen
Kronzeugenregelungen zu anderen Vorschriften, insbesondere zu den be-
reichsspezifischen Kronzeugenregelungen und der Verstindigung im Straf-
verfahren erortert. Der 4. Teil befasst sich mit den rechtlichen Vorgaben fiir
die Handhabung der Kronzeugenregelung durch die Strafverfolgungsbehor-
den und die Justiz. Beriicksichtigt wird dabei unter anderem die Reichweite
der Aussagepflicht des Ermittlungsgehilfen in der Hauptverhandlung sowie
die Gewihrleistung des effektiven Zeugenschutzes innerhalb und auflerhalb
des Strafverfahrens. Gegenstand des 5. Teils ist die Frage, ob und inwieweit
§ 46b StGB auch im Jugendstrafrecht zur Anwendung kommen kann. An-

13 Fischer: StGB, § 46b Rn. 4b.

14 Gemeinsame Erklarung des Deutschen Richterbundes, des Deutschen Anwalt-
vereins, der Bundesrechtsanwaltskammer und der Strafverteidigervereinigungen vom
17.8.2006, S. 3.

IS Gemeinsame Stellungnahme des Deutschen Richterbundes, des Deutschen An-
waltvereins, der Bundesrechtsanwaltskammer und der Strafverteidigervereinigungen
vom 17.8.2006, S. 2.



	Vorwort

	Inhaltsverzeichnis
	Einleitung
	A. Gegenstand der Arbeit
	B. Gang der Untersuchung

	1. Teil: Grundlagen 
	A. Entstehungsgeschichte
	I. Begriff des Kronzeugen
	II. Kronzeugen in der deutschen Rechtsgeschichte
	III. Kronzeugenregelungen im Recht der Bundesrepublik Deutschland
	1. Bereichsspezifische Kronzeugenregelungen
	2. Gesetz zur Änderung des StGB, der StPO, des VersG und zur Einführung einer Kronzeugenregelung bei terroristischen Straftaten vom 9.6.1989
	3. Gesetz zur Änderung des StGB – Strafzumessung bei Aufklärungs- und Präventionshilfe (43. StrÄndG) vom 29.7.2009


	B. Europarechtliche Vorgaben
	C. Sinn und Zweck der Regelung

	2. Teil: Voraussetzungen und Rechtsfolgen
	A. Voraussetzungen
	I. Anlasstat
	1. Täter einer Straftat
	2. Androhung im Mindestmaß erhöhter oder lebenslanger Freiheitsstrafe

	II. Bezugstat 
	1. Katalogtat nach § 100a Abs. 2 StPO
	2. Einschätzungszuständigkeit
	3. Anwendbarkeit auf das Opfer einer Katalogtat

	III. Freiwillige Offenbarung des Wissens
	1. Offenbarung
	2. Tatsachen aus dem Wissen des Täters
	3. Freiwilligkeit

	IV. Das (fehlende) Konnexitätserfordernis
	V. Aufdecken oder Verhindern einer Straftat
	1. Aufklärungshilfe (§ 46b Abs. 1 S. 1 Nr. 1 StGB)
	a) Aufklärungserfolg
	aa) Allgemeines
	bb) Benennung von Tatbeteiligten und Tatbeteiligung
	cc) Verbesserung des Erkenntnisstandes
	dd) Erlangung abgesicherter Erkenntnisse
	ee) Wesentlichkeit des Beitrages
	ff) Erfolgseintritt im Ausland
	gg) Wechsel im Aussageverhalten

	b) Besondere Voraussetzung bei eigener Tatbeteiligung des Kronzeugen
	aa) Aufklärung über den eigenen Tatbeitrag hinaus
	bb) Bedeutungslosigkeit der Angaben zum eigenen Tatbeitrag

	c) Feststellung des Aufklärungserfolges durch das Gericht
	aa) Einschätzungszuständigkeit
	bb) Überzeugungsbildung vom Vorliegen eines Aufklärungserfolges
	cc) Reichweite der gerichtlichen Aufklärungspflicht
	dd) Bescheidung von Beweisanträgen


	2. Präventionshilfe (§ 46b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 StGB)
	a) Dienststelle
	b) Verhinderung einer Katalogtat
	c) Verhinderung in sonstiger Weise
	d) Tat, von deren Begehung der Täter weiß
	e) Rechtzeitig


	VI. Zeitpunkt der Offenbarung (§ 46b Abs. 3 StGB)
	1. Letztmöglicher Zeitpunkt
	2. Erstmöglicher Zeitpunkt
	3. Strafmildernde Berücksichtigung präkludierter Angaben


	B. Rechtsfolgen
	I. Strafmilderung gem. § 49 Abs. 1 StGB
	II. Absehen von Strafe
	III. Kriterien für die Ermessensausübung (§ 46b Abs. 2 StGB)
	IV. Gesamtstrafe 
	V. Begründung eines minder schweren Falles
	VI. Ablehnung eines besonders schweren Falles
	VII. Zusammentreffen von Aufklärungs- und Präventionshilfe 
	VIII. Strafzumessung im engeren Sinn
	1. Ermittlungshilfe als Verhalten des Täters nach der Tat
	2. Berücksichtigung allein bei der Strafzumessung im engeren Sinn

	IX. Strafaussetzung zur Bewährung
	X. Strafrestaussetzung zur Bewährung
	XI. Sonstige die Strafvollstreckung betreffende Entscheidungen 
	XII. Verweigerte Ermittlungshilfe als Straferhöhungsgrund
	XIII. Anforderungen an die Urteilsgründe
	XIV. Absehen von Anklageerhebung und Verfahrenseinstellung nach § 153b StPO
	XV. Anfechtung der Entscheidung
	XVI. Keine Befugnisnorm zur Geheimnisoffenbarung

	C. Behandlung von Altfällen: Die Übergangsbestimmung des § 316d EGStGB

	3. Teil: Verhältnis zu anderen Rechtsnormen
	A. Verhältnis zu § 261 Abs. 10 StGB a.F.
	B. Verhältnis zu §§ 129 Abs. 6 Nr. 2, 129a Abs. 7 StGB
	C. Verhältnis zu § 31 BtMG n.F.
	D. Verhältnis zur tätigen Reue
	E. Verhältnis zu § 138 StGB
	F. Verhältnis zu § 66 StGB
	G. Verhältnis zu § 257c StPO

	4. Teil: Handhabung der Kronzeugenregelung
	A. Handhabung durch die Polizei
	B. Handhabung durch die Staatsanwaltschaft
	C. Kronzeugenaussage und Untersuchungshaft
	D. Aussagepflicht als Zeuge in der Hauptverhandlung
	E. Schutz gefährdeter Kronzeugen 
	I. Prozessualer Zeugenschutz
	II. Zeugenschutz nach dem Zeugenschutz-Harmonisierungsgesetz 
	III. Zusammenfassung und Bewertung


	5. Teil: Bedeutung des § 46b StGB im Jugendstrafverfahren
	A. Strafmilderung nach § 46b Abs. 1 S. 1 StGB
	I. Unmittelbare Anwendbarkeit
	II. Kollision mit jugendstrafrechtlichen Prinzipien
	III. Verbot der Schlechterstellung

	B. Absehen von Strafe nach § 46b Abs. 1 S. 4 StGB
	C. Verfahrensrechtliche Besonderheiten

	6. Teil: Vereinbarkeit mit strafprozessualen 
und verfassungsrechtlichen Prinzipien
	A. Vereinbarkeit mit dem Legalitätsprinzip
	I. Rechtsstaatsprinzip Art. 20 Abs. 3 GG
	1. Rechtsstaatlich gebotener Verfolgungszwang 
	2. Legalität und Opportunität
	3. Eingriff durch § 46b StGB
	4. Rechtfertigung des Eingriffs
	a) Eignung zur Effektivierung der Strafrechtspflege und Verbesserung der Prävention
	b) Erforderlichkeit der Beeinträchtigung
	c) Angemessenheit von Zweck und Mittel 
	aa) Hohe Eingriffsintensität
	bb) Kein Ermittlungsnotstand
	cc) Fehlende Voraussetzung eines Unrechtsgefälles


	5. Ergebnis

	II. Allgemeiner Gleichheitssatz Art. 3 Abs. 1 GG
	1. Verhaltensspezifische Differenzierung
	2. Beschränkung des Ermittlungshilfegegenstandes
	3. Ausklammerung der einfachen Kriminalität
	4. Präklusion später Wissensoffenbarungen
	5. Ergebnis


	B. Vereinbarkeit mit dem Schuldprinzip
	I. Begriff der Strafzumessungsschuld und Bestimmung der Schuldangemessenheit
	II. Schuldrelevanz geleisteter Ermittlungshilfe
	III. Prinzipielle Zulässigkeit und Grenzen von Schuldunterschreitungen
	IV. Rechtfertigung anhand präventiver Gesichtspunkte
	1. Rechtfertigung aus Gründen der positiven Spezialprävention
	2. Rechtfertigung aus Gründen der negativen Spezialprävention
	3. Rechtfertigung aus Gründen der positiven Generalprävention
	4. Rechtfertigung aus Gründen der negativen Generalprävention 

	V. Ergebnis

	C. Vereinbarkeit mit dem Grundsatz der Wahrheitsermittlung 
	I. Wahrheit als Voraussetzung von Gerechtigkeit
	II. Verkürzung des Amtsaufklärungsgrundsatzes
	III. Spezifische Missbrauchsgefahr
	1. Zeitlicher Ausschluss nach § 46b Abs. 3 StGB
	2. Strafschärfende Ergänzung der §§ 145d, 164 StGB
	a) Inhalt der Neuregelung
	b) Schutzzwecke
	c) Präventionsfunktion
	d) Kompensationsfunktion
	e) Erhöhter Unrechtsgehalt infolge der Missbrauchsabsicht
	f) Restriktive Tatbestandsauslegung bei ungeeigneten Tathandlungen
	g) Zwischenergebnis

	3. Verwirkungsstrafe 
	4. Erhöhte Anforderungen an die Beweiswürdigung
	a) Gesteigerte Darlegungs- und Würdigungspflicht
	b) Bestätigung durch weitere Beweismittel („corroboration“)


	IV. Ergebnis

	D. Vereinbarkeit mit den Grundsätzen der Öffentlichkeit, Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des Verfahrens
	E. Vereinbarkeit mit dem Bestimmtheitsgrundsatz
	I. Inhalt und Grenzen des Bestimmtheitsgebotes
	II. Unbestimmtheit der verwendeten Rechtsbegriff 
	III. Abwägung wesentlicher Parameter der Strafe durch Ermessensentscheidung
	IV. Ergebnis

	F. Vereinbarkeit mit dem Nemo-tenetur-Prinzip

	7. Teil: § 46b StGB aus Sicht der Praxis 
	A. Ausgangslage
	B. Empirische Untersuchung
	I. Aufbau und Ablauf der Befragung
	II. Ergebnisse der Untersuchung 
	1. Zusammensetzung der Teilnehmer
	2. Anwendungshäufigkeit und Anwendungsgebiete
	3. Verteilung der Verfahren nach Tatbestandsalternative und Rechtsfolge
	4. Praktische Bedeutung des § 46b StGB
	a) Geringer Bekanntheitsgrad
	b) Alternative Möglichkeiten zur Berücksichtigung kooperativen Verhaltens
	c) Zeitliche Begrenzung auf das Ermittlungs- und Zwischenverfahren
	d) Überwiegen der persönlichen Nachteile
	e) Zurückhaltung der Justiz 
	f) Ausgestaltung der Anwendungsvoraussetzungen
	g) Mögliche Gründe einer hohen praktischen Bedeutung

	5. Notwendigkeit einer Kronzeugenregelung aus Sicht der Praxis 
	6. Bewährung der Kronzeugenregelung aus Sicht der Praxis 
	7. Anwendung der Kronzeugenregelung im Jugendstrafverfahren
	8. § 46b StGB und die Strafzwecke
	9. Beurteilung der Missbrauchsrisiken und -vorkehrungen
	10. Fehlende Konnexität zwischen Anlass- und Bezugstat
	11. Die Honorierung der Aufklärungs- und Präventionshilfe als Gegenstand von Gesprächen zwischen Beschuldigtem und Justiz 
	12. Verweis auf § 100a Abs. 2 StPO
	13. Verfassungsrechtliche und moralische Bedenken
	14. Gesetzgeberischer Handlungsbedarf


	C. Zusammenfassung der Ergebnisse

	8. Teil: Abschließende Erörterung
	A. Zusammenfassung
	B. Reformkonzept: „Bändigung“ des entfesselten Kronzeugen

	Anhang: Fragebogen
	Literaturverzeichnis
	Sachwortverzeichnis



